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Gesetzentwurf 
der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes zur Einführung einer Pflicht zur 
Mitteilung grenzüberschreitender Steuergestaltungen

A. Problem und Ziel

Ziel dieses Gesetzentwurfs ist es, grenzüberschreitende Steuervermeidungsprakti-

ken und Gewinnverlagerungen zeitnah zu identifizieren und zu verringern, um die 

Erosion des deutschen Steuersubstrats zu verhindern. Auch für die anderen Mit-

gliedstaaten der Europäischen Union wird es immer schwieriger, ihre Steuerbemes-

sungsgrundlagen davor zu schützen, dass dem Grunde nach steuerpflichtige Gewin-

ne durch Steuergestaltungen in ausländische Niedrig- oder Nullsatzjurisdiktionen 

verlagert werden. 

Die Steuergestaltungen werden immer ausgefeilter und machen sich häufig die hö-

here Mobilität von Kapital, Personen und immateriellen Werten zunutze. Bei grenz-

überschreitenden Strukturen werden regelmäßig die Unterschiede der Steuerrechts-

ordnungen mehrerer Staaten ausgenutzt. Damit können die steuerpflichtigen Ge-

winne in Staaten mit vorteilhafteren Steuersystemen verlagert oder kann die Ge-

samtsteuerbelastung der Steuerpflichtigen verringert werden. Infolgedessen kommt 

es häufig zu einem beträchtlichen Rückgang der Steuereinnahmen in den Mitglied-

staaten der Europäischen Union.

B. Lösung 

Zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2018/822 des Rates vom 25. Mai 2018 zur Än-

derung der Richtlinie 2011/16/EU bezüglich des verpflichtenden automatischen In-

formationsaustauschs im Bereich der Besteuerung über meldepflichtige grenzüber-

schreitende Gestaltungen (ABl. L 139 vom 5.6.2018) – sog. „DAC 6“ – wird eine
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Pflicht zur Mitteilung von Steuergestaltungen eingeführt. Die Richtlinie geht zurück 

auf die Arbeiten der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-

lung (OECD) zu BEPS-Aktionspunkt 12 (Mandatory Disclosure Rules). 

Durch die Einführung der Pflicht zur Mitteilung grenzüberschreitender Steuerge-

staltungen erhalten die Steuerbehörden der Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

umfassende Informationen über die als relevant eingestuften Steuergestaltungen. 

Diese Informationen versetzen den Gesetzgeber und die zuständigen Finanzbehör-

den in die Lage, zeitnah solche Steuerpraktiken zu identifizieren und gegen diese 

vorzugehen sowie ungewollte Gestaltungsspielräume durch Rechtsvorschriften oder 

durch geeignete Risikoabschätzungen zu schließen.

C. Alternativen

Keine. Die Richtlinie (EU) 2018/822 ist bis zum 31. Dezember 2019 in nationales 

Recht umzusetzen.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Das Gesetz dient der Sicherung des Steuersubstrats.

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Die Mitteilungspflicht trifft vorrangig den Intermediär. Intermediär ist, wer eine 

grenzüberschreitende Steuergestaltung vermarktet, für Dritte konzipiert, organisiert 

oder zur Nutzung bereitstellt oder ihre Umsetzung durch Dritte verwaltet. 

Bürgerinnen und Bürger werden von der Mitteilungspflicht unmittelbar nur in sehr 

wenigen Fällen betroffen sein. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Die Verpflichtung zur Mitteilung von Steuergestaltungen liegt grundsätzlich beim 

Intermediär. Dieser hat dem Bundeszentralamt für Steuern im Gesetz näher be-

stimmte grenzüberschreitende Steuergestaltungen mitzuteilen. Die mitteilungs-

pflichtigen Tatbestände sind entsprechend der Richtlinie (EU) 2018/822 sehr um-

fassend.  

Für die Wirtschaft entsteht hoher einmaliger und laufender Erfüllungsaufwand. Die-

ser ergibt sich nicht nur durch die Erfüllung der Mitteilungspflicht selbst, sondern 

insbesondere auch im Zusammenhang mit der notwendigen Prüfung, ob eine Mittei-
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lungspflicht besteht. Bei dem Erfüllungsaufwand handelt es sich vollständig um 

Bürokratiekosten aus Informationspflichten. Betroffen sind neben Intermediären 

auch Nutzer der Steuergestaltungen. 

Im Rahmen einer ersten, teilweisen Schätzung wurde allein für die Mitteilungen 

durch die Intermediäre ein laufender Erfüllungsaufwand in Höhe von rund 7 Mio. 

Euro jährlich ermittelt. Da jedoch die Belastung sowohl für die Intermediäre als 

auch die Nutzer insgesamt um ein vielfaches höher liegen dürfte, wird in Abstim-

mung mit dem Nationalen Normenkontrollrat (NKR) eine vollumfassende Berech-

nung des entstehenden laufenden und einmaligen Erfüllungsaufwands vorgenom-

men. Die Ergebnisse sollen vor Beginn der parlamentarischen Beratung vorliegen 

und dem Bundestag sowie dem NKR zugeleitet werden. 

Der laufende Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft durch die Mitteilungspflicht für 

grenzüberschreitende Steuergestaltungen unterliegt nicht der „One in, one out“-

Regelung, da hiermit ausschließlich europäische Vorgaben umgesetzt werden. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Auf Seiten des Bundeszentralamtes für Steuern, der Generalzolldirektion und des 

Informationstechnikzentrums Bund ergibt sich folgender Erfüllungsaufwand: 

2019 2020 2021 2022

in Euro

einmaliger Erfül-

lungsaufwand 

5 400 000 9 120 000

laufender Erfül-

lungsaufwand 

1 060 000 13 772 226 21 142 226 20 902 226

Außerdem ergeben sich in geringerem Umfang dauerhafte, aber nicht bezifferbare 

Sach- und Personalaufwände beim Bundesministerium der Finanzen und auch bei 

den Landesfinanzbehörden.

Die Mehrbedarfe an Sach- und Personalmitteln sollen finanziell und stellenmäßig 

im Einzelplan 08 ausgeglichen werden.

F. Weitere Kosten 

Keine.
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Gesetzentwurf 
der Bundesregierung 

B

Entwurf eines Gesetzes zur Einführung einer Pflicht zur 
Mitteilung grenzüberschreitender Steuergestaltungen

Bundesrepublik Deutschland 
Die Bundeskanzlerin

Berlin, 10. Oktober 2019

An den 
Präsidenten des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsidenten 
Daniel Günther

Sehr geehrter Herr Präsident,

hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 des Grundgesetzes den von 

der Bundesregierung beschlossenen

Entwurf eines Gesetzes zur Einführung einer Pflicht zur Mitteilung  

grenzüberschreitender Steuergestaltungen

mit Begründung und Vorblatt.

Der Gesetzentwurf ist besonders eilbedürftig, um die Richtlinie (EU) 2018/822 

fristgerecht in nationales Recht umzusetzen. 

Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Absatz 1 NKRG 

ist als Anlage beigefügt. 

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Angela Merkel

Fristablauf: 21.11.19 

besonders eilbedürftige Vorlage gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG

juris Lex QS
01052024 ()



juris Lex QS
01052024 ()



4SX[YVL KOSKW 6KWKX\KW \YV 4OSLbNVYSM KOSKV ?LQOINX \YV <OXXKOQYSM 
MVKS\bHKVWINVKOXKSJKV AXKYKVMKWXGQXYSMKS($

DTR &&& 

0VXOPKQ ( 

]SJKVYSM JKV 0HMGHKSTVJSYSM 

Drucksache 489/19

juris Lex QS
01052024 ()



Drucksache 489/19 - 2 -

juris Lex QS
01052024 ()



Drucksache 489/19- 3 -

juris Lex QS
01052024 ()



Drucksache 489/19 - 4 -

juris Lex QS
01052024 ()



Drucksache 489/19- 5 -

juris Lex QS
01052024 ()



Drucksache 489/19 - 6 -

juris Lex QS
01052024 ()



Drucksache 489/19- 7 -

juris Lex QS
01052024 ()



Drucksache 489/19 - 8 -

juris Lex QS
01052024 ()



Drucksache 489/19- 9 -

juris Lex QS
01052024 ()



Drucksache 489/19 - 10 -

juris Lex QS
01052024 ()



Drucksache 489/19- 11 -

juris Lex QS
01052024 ()



Drucksache 489/19 - 12 -

juris Lex QS
01052024 ()



0VXOPKQ ) 

]SJKVYSM JKW 4OSLbNVYSMWMKWKX\KW \YV 0HMGHKSTVJSYSM 

Drucksache 489/19- 13 -

juris Lex QS
01052024 ()



0VXOPKQ * 

]SJKVYSM JKW 5OSGS\ZKV[GQXYSMWMKWKX\KW 

Drucksache 489/19 - 14 -

juris Lex QS
01052024 ()



0VXOPKQ + 

]SJKVYSM JKW 4C%0RXWNOQLKMKWKX\KW 

Drucksache 489/19- 15 -

juris Lex QS
01052024 ()



Drucksache 489/19 - 16 -

juris Lex QS
01052024 ()



0VXOPKQ , 

8SPVGLXXVKXKS 

Drucksache 489/19- 17 -

juris Lex QS
01052024 ()



1KMVbSJYSM 

0& 0QQMKRKOSKV BKOQ 

8& FOKQWKX\YSM YSJ =TX[KSJOMPKOX JKV @KMKQYSMKS 

88& EKWKSXQOINKV 8SNGQX JKW 4SX[YVLW 

Drucksache 489/19 - 18 -

juris Lex QS
01052024 ()



888& 0QXKVSGXOZKS 

8D& 6KWKX\MKHYSMWPTRUKXKS\ 

D& DKVKOSHGVPKOX ROX JKR @KINX JKV 4YVTU`OWINKS CSOTS YSJ ZaQPKVVKINXQOINKS 
DKVXV`MKS 

D8& 6KWKX\KWLTQMKS 

(& @KINXW% YSJ DKV[GQXYSMWZKVKOSLGINYSM 

)& =GINNGQXOMPKOXWGWUKPXK 

Drucksache 489/19- 19 -

juris Lex QS
01052024 ()



*& 7GYWNGQXWGYWMGHKS TNSK 4VLbQQYSMWGYL[GSJ 

+& 4VLbQQYSMWGYL[GSJ 

+&(& 4VLbQQYSMWGYL[GSJ LbV 1bVMKVOSSKS YSJ 1bVMKV 

+&)& 4VLbQQYSMWGYL[GSJ LbV JOK EOVXWINGLX 

Drucksache 489/19 - 20 -

juris Lex QS
01052024 ()



+&*& 4VLbQQYSMWGYL[GSJ LbV JOK DKV[GQXYSM  

Drucksache 489/19- 21 -

juris Lex QS
01052024 ()



)'(. )')' )')( )')) 

?KVWTSGQKOS\KQPTWXKS 
KOSWINQOKcQOIN 6KRKOS%
PTWXKS 

/ +,* .*- / +,* .*- / +,* .*- 

DBQLK EHKJBIHGEM 3MFTI$
IPKGNBPFRBKD 

DBQLK IBPFEKDEM 3MFTI$
IPKGNBPFRBKD 

/ +,* .*- / +,* .*- / +,* .*- 

AGINKOS\KQPTWXKS KOS%
WINQOKcQOIN 6KRKOSPTW%
XKS

( *'( )-/ ( *'( )-/ ( *'( )-/ 

DBQLK EHKJBIHGEM 3MFTI$
IPKGNBPFRBKD

DBQLK IBPFEKDEM 3MFTI$
IPKGNBPFRBKD

( *'( )-/ ( *'( )-/ ( *'( )-/ 

Drucksache 489/19 - 22 -

juris Lex QS
01052024 ()



)'(. )')' )')( )')) 

0YLXV`MK YSJ 8B%3OKSWX%
QKOWXYSMKS

, *,& &&& '& ./& &&& / &/& &&& . .+& &&& 

DBQLK EHKJBIHGEM 3MFTI$
IPKGNBPFRBKD 

+ *&& &&& / '(& &&& 

DBQLK IBPFEKDEM 3MFTI$
IPKGNBPFRBKD 

'%&,& &&& ' --& &&& / &/& &&& . .+& &&& 

_HKVWKX\YSMWPTWXKS (+ &&& -+ &&& -+ &&& 

DBQLK EHKJBIHGEM 3MFTI$
IPKGNBPFRBKD 

DBQLK IBPFEKDEM 3MFTI$
IPKGNBPFRBKD 

(+ &&& -+ &&& -+ &&& 

,& EKOXKVK 9TWXKS 

-& EKOXKVK 6KWKX\KWLTQMKS 

D88& 1KLVOWXYSM/ 4ZGQYOKVYSM 

Drucksache 489/19- 23 -

juris Lex QS
01052024 ()



1& 1KWTSJKVKV BKOQ 

FY 0VXOPKQ ( #]SJKVYSM JKV 0HMGHKSTVJSYSM$ 

FY =YRRKV ( 

FY =YRRKV ) 

FY =YRRKV * 

Drucksache 489/19 - 24 -

juris Lex QS
01052024 ()



0CNBOS ' 

Drucksache 489/19- 25 -

juris Lex QS
01052024 ()



0CNBOS ( 

Drucksache 489/19 - 26 -

juris Lex QS
01052024 ()



Drucksache 489/19- 27 -

juris Lex QS
01052024 ()



0CNBOS ) 

0CNBOS * 

Drucksache 489/19 - 28 -

juris Lex QS
01052024 ()



0CNBOS + 

0CNBOS , 

0CNBOS -

Drucksache 489/19- 29 -

juris Lex QS
01052024 ()



0CNBOS ' =BOS ' 9PJJEM ' PKD =BOS ( 

Drucksache 489/19 - 30 -

juris Lex QS
01052024 ()



0CNBOS ' =BOS ' 9PJJEM ( 

Drucksache 489/19- 31 -

juris Lex QS
01052024 ()



0CNBOS ' =BOS ' 9PJJEM )  

Drucksache 489/19 - 32 -

juris Lex QS
01052024 ()



Drucksache 489/19- 33 -

juris Lex QS
01052024 ()



Drucksache 489/19 - 34 -

juris Lex QS
01052024 ()



Drucksache 489/19- 35 -

juris Lex QS
01052024 ()



0CNBOS ( 9PJJEM ' 

Drucksache 489/19 - 36 -

juris Lex QS
01052024 ()



Drucksache 489/19- 37 -

juris Lex QS
01052024 ()



0CNBOS ( 9PJJEM ( 

Drucksache 489/19 - 38 -

juris Lex QS
01052024 ()



Drucksache 489/19- 39 -

juris Lex QS
01052024 ()



0CNBOS ( 9PJJEM ) 

0CNBOS ( 9PJJEM * 

Drucksache 489/19 - 40 -

juris Lex QS
01052024 ()



0CNBOS )  

Drucksache 489/19- 41 -

juris Lex QS
01052024 ()



0CNBOS ' 

0CNBOS ( 

0CNBOS ) 

Drucksache 489/19 - 42 -

juris Lex QS
01052024 ()



Drucksache 489/19- 43 -

juris Lex QS
01052024 ()



Drucksache 489/19 - 44 -

juris Lex QS
01052024 ()



0CNBOS * 

0CNBOS + 

Drucksache 489/19- 45 -

juris Lex QS
01052024 ()



0CNBOS , 

Drucksache 489/19 - 46 -

juris Lex QS
01052024 ()



0CNBOS - 

0CNBOS . 

Drucksache 489/19- 47 -

juris Lex QS
01052024 ()



0CNBOS / 

0CNBOS ' 

Drucksache 489/19 - 48 -

juris Lex QS
01052024 ()



0CNBOS ( 

0CNBOS ) 

0CNBOS ' 

0CNBOS ( 

Drucksache 489/19- 49 -

juris Lex QS
01052024 ()



0CNBOS ' 

0CNBOS ( 

0CNBOS ) 

Drucksache 489/19 - 50 -

juris Lex QS
01052024 ()



0CNBOS * 

FY =YRRKV + 

FY 1YINWXGHK G 

Drucksache 489/19- 51 -

juris Lex QS
01052024 ()



FY 1YINWXGHK H 

FY 0VXOPKQ ) #]SJKVYSM JKW 4OSLbNVYSMWMKWKX\KW \YV 0HMGHKSTVJSYSM$ 

FY 0VXOPKQ * #]SJKVYSM JKW 5OSGS\ZKV[GQXYSMWMKWKX\KW$ 

Drucksache 489/19 - 52 -

juris Lex QS
01052024 ()



FY =YRRKV ( 

FY 1YINWXGHK G 

FY 1YINWXGHK H 

FY 1YINWXGHK I 

Drucksache 489/19- 53 -

juris Lex QS
01052024 ()



FY 1YINWXGHK J 

FY 1YINWXGHK K 

FY =YRRKV ) 

FY =YRRKV * 

Drucksache 489/19 - 54 -

juris Lex QS
01052024 ()



FY 0VXOPKQ + #]SJKVYSM JKW 4C%0RXWNOQLKMKWKX\KW$ 

FY =YRRKV ( 

FY =YRRKV ) 

FY =YRRKV * 

FY =YRRKV + 

FY 1YINWXGHK G 

Drucksache 489/19- 55 -

juris Lex QS
01052024 ()



FY 1YINWXGHK H 

FY 1YINWXGHK I 

FY 3TUUKQHYINWXGHK GG 

FY 3TUUKQHYINWXGHK HH 

Drucksache 489/19 - 56 -

juris Lex QS
01052024 ()



FY 1YINWXGHK J 

Drucksache 489/19- 57 -

juris Lex QS
01052024 ()



FY =YRRKV , 

Drucksache 489/19 - 58 -

juris Lex QS
01052024 ()



FY 0VXOPKQ , #8SPVGLXXVKXKS$ 

Drucksache 489/19- 59 -

juris Lex QS
01052024 ()



 

juris Lex QS
01052024 ()



Drucksache 489/19

Anlage

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gem. § 6 Absatz 1 NKRG

Entwurf eines Gesetzes zur Einführung einer Pflicht zur Mitteilung grenzüberschrei-
tender Steuergestaltungen (NKR-Nr. 4729, Bundesministerium der Finanzen) 

Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf des oben genannten Regelungsvorha-

bens geprüft.

I. Zusammenfassung

Bürgerinnen und Bürger

Jährlicher Erfüllungsaufwand: geringfügig

Wirtschaft umfassende Berechnung steht aus

Jährlicher Erfüllungsaufwand: nicht quantifiziert

Einmaliger Erfüllungsaufwand: nicht quantifiziert

Verwaltung

Bund 

Jährlicher Erfüllungsaufwand: 1,1 Mio. Euro (2019) 

13,8 Mio. Euro (2020)

rund 21 Mio. Euro (ab 2021)

Einmaliger Erfüllungsaufwand: 14,5 Mio. Euro (2019-2020)

Länder

Jährlicher Erfüllungsaufwand: nicht quantifiziert

Einmaliger Erfüllungsaufwand: nicht quantifiziert

Umsetzung von EU-Recht Das Vorhaben dient der Umsetzung der 
Richtlinie (EU) 2018/822. Dem NKR liegen 
keine Anhaltspunkte dafür vor, dass mit 
dem Vorhaben über eine 1:1 Umsetzung 
hinausgegangen wird.

Evaluierung Die Bundesregierung wird das Vorhaben 
im Rahmen des Beitrags zur regelmäßi-
gen Überprüfung auf EU-Ebene evaluie-
ren. Die Europäische Kommission soll 
dem Europäischen Parlament und dem 
Rat alle fünf Jahre einen Bericht über die 
Anwendung der Richtlinie vorlegen. Zu-
gleich sind die Mitgliedstaaten und die 
Kommission verpflichtet, die Relevanz der 
Kennzeichen im Sinne des neuen § 138e 
AO alle zwei Jahre ab Inkrafttreten zu 
bewerten.
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Ziele: Mit dem Vorhaben wird bezweckt, grenz-
überschreitende Steuervermeidungsprak-
tiken und Gewinnverlagerungen zeitnah 
zu identifizieren und zu verringern, um die 
Erosion des deutschen Steueraufkom-
mens zu verhindern.

Kriterien/Indikatoren: Kriterien sind insbesondere die Relevanz 
der vorgesehenen Kennzeichen.

Datengrundlage: Als Datengrundlage stehen insbesondere 
die Auswertungen der Mitteilungen an das 
Bundeszentralamt für Steuern zur Verfü-
gung.

KMU-Test Die zugrunde liegende EU-Richtlinie sieht 
keine Sonderregelungen für kleine und 
mittlere Unternehmen (KMU) vor. Das 
Vorhaben betrifft sog. Intermediäre und 
Nutzer einer grenzüberschreitenden Steu-
ergestaltung, unabhängig von ihrer Größe 
und Struktur.

Der Nationale Normenkontrollrat (NKR) erhebt Einwände gegen die Darstellung 
der Gesetzesfolgen in diesem Regelungsvorhaben. 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat den entstehenden Erfüllungs-
aufwand nur teilweise beziffert. Es fehlt eine umfassende Schätzung des Erfül-
lungsaufwands für die Wirtschaft. Dies ist besonders problematisch, da aus Sicht des 
NKR für die Wirtschaft mit einem überaus hohen Erfüllungsaufwand infolge der Vorga-
ben zu rechnen ist. Daher entspricht der Regelungsentwurf nicht den Anforde-
rungen einer Gesetzesvorlage an die Bundesregierung.

Der NKR hat mit dem BMF jedoch Einvernehmen darüber hergestellt, dass der Erfül-
lungsaufwand der Wirtschaft bis zum Beginn der parlamentarischen Beratungen (vss. 
45. KW 2019) umfassend geschätzt wird und die Ergebnisse dem zuständigen Aus-
schüssen und dem NKR übermittelt werden.

Des Weiteren sieht der NKR bei diesem Gesetzesvorhaben erneut nicht die zeit-
lichen Maßgaben gewahrt, die für die Beteiligung innerhalb der Bundesregie-
rung sowie von Ländern, kommunalen Spitzenverbänden, Fachkreisen und 
Verbänden in der Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien vor-
gesehen sind. Eine angemessene und frühzeitige Beteiligung insbesondere auch der 
Verbände ist nicht zuletzt mit Blick auf eine umfassende Würdigung der Gesetzesfol-
gen notwendig. Die Vorgehensweise entspricht bei diesem Vorhaben aus Sicht 
des NKR nicht den Prinzipien der besseren Rechtsetzung sowie nicht den Vor-
gaben des NKR-Gesetzes.

II. Im Einzelnen

Das Vorhaben dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2018/822 des Rates der Europäi-

schen Union vom 25. Mai 2018 zur Änderung der Richtlinie 2011/16/EU bezüglich des 

verpflichtenden automatischen Informationsaustauschs im Bereich der Besteuerung über 

meldepflichtige grenzüberschreitende Modelle. Die Richtlinie ist 31. Dezember 2019 in 

nationales Recht umzusetzen und gilt ab 1. Juli 2020. Geändert werden sollen die Abga-
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benordnung (AO) samt Einführungsgesetz, das Finanzverwaltungsgesetz und das EU-

Amtshilfegesetz.

Durch Einführung von Mitteilungspflichten sollen die nationalen Steuerverwaltungen zeit-

nahe Informationen über die Konzeption und Anwendung potenziell aggressiver Steuer-

planungsmodelle mit grenzüberschreitender Komponente erhalten und diese untereinan-

der austauschen. Ziel ist die Vermeidung von Steuerausfällen. Die Richtlinie geht auf 

Aktionspunkt 12 der Empfehlung eines gemeinsame Projekt der OECD und G20 gegen 

Gewinnkürzung und Gewinnverlagerung multinationaler Unternehmen zurück („Base 

Erosion and Profit Shifting - BEPS“).

Mit dem Vorhaben sollen die sog. Intermediäre bzw. Nutzer bestimmter grenzüberschrei-

tender Steuergestaltungen verpflichtet werden, die Gestaltungen an das Bundeszentral-

amt für Steuern (BZSt) zu melden. Als Intermediär gilt, wer eine Steuergestaltung ver-

marktet, für Dritte konzipiert, organisiert oder zur Nutzung bereitstellt oder ihre Umsetzung 

durch Dritte verwaltet; insbesondere daher Steuerberatungen und Banken.

Die Mitteilungspflicht tritt ein, wenn bestimmte, in den §§138d-138e AO-E aufgeführte 

Tatbestände bzw. Kennzeichen erfüllt sind. Bei einigen lösen allein bestimmte steuer-

rechtlich erhebliche Tatsachen die Mitteilungspflicht aus; bei anderen muss der Mittei-

lungspflichtige zusätzlich im Rahmen eines sog. Relevanztests („Main Benefit“-Test) 

prüfen, ob ein steuerlicher Vorteil einer der Hauptvorteile ist.

Der Intermediär muss die grenzüberschreitende Steuergestaltung binnen 30 Tagen nach 

Eintritt des mitteilungspflichtigen Ereignisses unter Angabe der betroffenen Kennzeichen 

und Rechtsvorschriften dem BZSt mitteilen. Außerdem muss er dem BZSt personenbezo-

gene Daten zum Nutzer der Steuergestaltung übermitteln. Unterliegt der Intermediär 

diesbezüglich einer Verschwiegenheitspflicht, von der ihn der Nutzer nicht entbindet, geht 

diese Mitteilungspflicht unter bestimmten Voraussetzungen auf den Nutzer über. Für die 

Mitteilungen durch Nutzer sowie bei marktfähigen grenzüberschreitenden Steuergestal-

tung sind gesonderte Verfahren vorgesehen. 

Zwecks des automatischen Austauschs der Daten sollen die EU-Mitgliedstaaten die ihnen 

mitgeteilten grenzüberschreitenden Steuergestaltungen in das Zentralverzeichnis der EU 

einstellen und ihrerseits auf im Zentralverzeichnis gespeicherte Informationen anderer 

Mitgliedstaaten zugreifen, soweit sie von Steuergestaltungen jeweils betroffen sind.

II.1. Erfüllungsaufwand 

a) Vorbemerkung zur EU-Richtlinie: 

Aus NKR-Sicht wäre es wünschenswert gewesen, bereits bei der Verhandlung des zu-

grunde liegenden Richtlinientextes vertiefte Überlegungen darüber anzustellen, welche 
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Kosten für die Normadressaten in Deutschland entstehen; dies ist Ziel des EU-ex-ante-

Verfahrens. Die Folgenabschätzung der Europäischen Kommission (SWD(2017) 236 

final) enthält keine quantitativen Angaben zum Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft und 

nur teilweise Angaben zum entstehenden Verwaltungsaufwand. Dabei wird ausgeführt, 

dass sich die Kosten für die Intermediäre in Grenzen halten dürften, da die den nationalen 

Behörden im Rahmen der Regelung zu meldenden Informationen bereits in den Kurzbe-

schreibungen vorhanden sein müssten, mit denen die Intermediäre den Steuerpflichtigen 

die Modelle erklären (vgl. S. 67, Annex 4, sowie SWD(2017) 237 final). Dies ist nicht 

annähernd plausibel; aus Sicht des NKR hätte bereits bei den Verhandlungen der Richtli-

nie im Rat deutlich werden müssen, dass für die Wirtschaft, insbesondere die Intermediä-

re, ein sehr erheblicher Aufwand und hohe Kosten entstehen. Ähnliches gilt für den Auf-

wand der Verwaltung. Der NKR regt an, in derartigen Fällen künftig von der Möglichkeit 

Gebrauch zu machen, ggfs. noch während der laufenden Verhandlungen in der Ratsar-

beitsgruppe eine nachträgliche Kostenschätzung zu ersuchen.

b) Zum Erfüllungsaufwand im Einzelnen:

Bürgerinnen und Bürger

Der laufende Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger liegt nach der Einschätzung 

des BMF im geringfügigen Bereich; einmaliger Aufwand entsteht nicht. Dies ist nachvoll-

ziehbar und plausibel. So werden Bürgerinnen und Bürger von der Mitteilungspflicht nur 

selten unmittelbar betroffen sein. Dies kann insbesondere dann der Fall sein, wenn der 

Intermediär sich auf eine gesetzliche Verschwiegenheitspflicht berufen kann und der 

Nutzer ihn nicht von der Verschwiegenheitsverpflichtung entbunden hat; in diesem Fall 

geht die Pflicht auf den Nutzer über. Der Erfüllungsaufwand wird in den voraussichtlich 

wenigen Fällen zudem im Wesentlichen auf die Übermittlung der vom Intermediär zur 

Verfügung gestellten Daten beschränkt sein, da der Intermediär die für eine Mitteilung 

relevanten Daten einschließlich der Registriernummer zur Verfügung zu stellen hat.

Wirtschaft

Für die Wirtschaft entsteht voraussichtlich ein hoher einmaliger sowie jährlicher Erfül-

lungsaufwand. Dieser ergibt sich nicht nur durch die Erfüllung der Mitteilungspflichten 

selbst, sondern insbesondere auch im Zusammenhang mit der notwenigen Prüfung, ob 

eine Mitteilungspflicht besteht. Der NKR kritisiert, dass das BMF nicht rechtzeitig eine 

vollumfassende Berechnung des entstehenden laufenden und einmaligen Erfüllungsauf-

wands angestrengt hat. Er hat Einvernehmen mit dem BMF darüber hergestellt, dass eine 

umfassende Schätzung umgehend nachgeholt wird. Die Ergebnisse sollen vor Beginn der 

parlamentarischen Beratung vorliegen und dem Bundestag sowie dem NKR zugeleitet
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werden. Diese und weitere Aspekte sind aus Sicht des NKR im Rahmen der noch ausste-

henden Schätzung zu berücksichtigen:

Unter den betroffenen Wirtschaftsteilnehmer werden sowohl Intermediäre (insbes. Steu-

erberater, Kreditinstitute) als auch die Nutzer von grenzüberschreitenden Steuerge-

staltungen (d. h. Unternehmen) sein.

Der wesentliche Aufwand dürfte auf Seiten der Intermediäre entstehen, da bei ihnen 

grundsätzlich die Mitteilungspflicht liegt. Der Gesetzentwurf sieht in den §§ 138d f. sehr 

umfangreiche und komplexe Tatbestandsmerkmale und sog. Kennzeichen vor, ab denen 

eine grenzüberschreitende Steuergestaltung mitteilungspflichtig ist. Deren Vorliegen wird 

sich jedoch gerade für die verwaltenden Intermediäre, d. h. insbesondere Banken, im 

Regelfall nicht ohne weiteres aus einer Transaktion heraus erkennen lassen. So dürfte ein 

hoher laufender Erfüllungsaufwand im Zusammenhang mit den internen Prüfungen 

und ggfs. Erkundungen entstehen, wobei die Fallzahl um ein Vielfaches höher sein dürfte 

als die Zahl der letztlich mitteilungspflichtigen Sachverhalte. Häufig werden auch Erkundi-

gungen bzw. das Anfordern weiterer Informationen nötig sein, zumal in vielen Fällen noch 

eine Bewertung der Hauptvorteile der Gestaltung zu treffen ist.

Im Fall einer Mitteilungspflicht muss die grenzüberschreitende Steuergestaltung unter 

Angabe der betroffenen Kennzeichen und Rechtsvorschriften dem BZSt mitgeteilt werden. 

Außerdem muss der Intermediär dem BZSt personenbezogene Daten zum Nutzer der 

Steuergestaltung übermitteln. Auch dies verursacht laufenden Erfüllungsaufwand.

Ferner müssen sich die Intermediäre durch geeignete interne Compliance-Vorkehrungen 

und Prüfsysteme schon vorab in die Lage versetzen, das Vorliegen einer Mitteilungspflicht 

zu prüfen und über IT-Anwendungen die Mitteilungen durchzuführen. Dies verursacht 

bereits jetzt einen hohen einmaligen Erfüllungsaufwand; vielfach werden dabei auch 

externe Berater eingebunden. Dem NKR liegen Hinweise dafür vor, dass einzelnen Inter-

mediären bereits im Vorfeld einmaliger Kostenaufwand in 7-stelliger Höhe entstanden ist. 

Hinzu kommt voraussichtlich einmaliger Aufwand für die Einrichtung entsprechender IT.

Den Nutzer einer Steuergestaltung trifft die Mitteilungspflicht unmittelbar nur dann, 

wenn a) der Intermediär sich auf eine gesetzliche Verschwiegenheitspflicht berufen kann 

und der Nutzer ihn nicht von der Verschwiegenheitsverpflichtung entbunden hat oder b) 

kein mitteilungspflichtiger Intermediär existiert oder c) der Nutzer die Steuergestaltung 

selbst konzipiert hat (sog. Inhouse-Gestaltungen). Das BMF geht davon aus, dass der 

Erfüllungsaufwand für Nutzer – voraussichtlich insbesondere größere, grenzüberschrei-

tend tätige Unternehmen – vergleichsweise gering ausfällt. Auch aus Sicht des NKR 

dürfte der Prüfaufwand wesentlich geringer sein, da dem Unternehmen die Informationen 

zur eigenen Vorgehensweise bereits vorliegen. Im Fall einer Nichtentbindung von der
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Schweigepflicht beschränkt sich der Aufwand im Wesentlichen auf die Übermittlung der 

vom Intermediär zur Verfügung zu stellenden Informationen (vgl. Angaben zu Bürgerinnen 

und Bügern).

Unter Umständen führen die Vorgaben dazu, dass die die mitteilungspflichtigen Gestal-

tungen von vornherein weniger genutzt werden, um einer Mitteilungspflicht zu entgehen.

Verwaltung (Bund, Länder)

Für die Verwaltung des Bundes entsteht beim BZSt, bei der Generalzolldirektion (GZD) 

und beim Informationstechnikzentrums Bund (ITZ Bund) insgesamt ein einmaliger Erfül-

lungsaufwand von rund 14,5 Mio. Euro (2019-2020). Zudem ergibt sich beim BZSt, 

beim ITZ Bund, beim BMF sowie bei der GDZ laufender Erfüllungsaufwand von insge-

samt zunächst rund 1,1 Mio. Euro, 2020 rund 13,8 Mio. Euro und ab dem Jahr 2021 

rund 21 Mio. Euro jährlich. Das BMF hat diese Aufwände im Einzelnen nachvollziehbar 

und plausibel dargestellt.

Der einmalige Aufwand umfasst im Einzelnen im Jahr 2019 rund 5,4 Mio. Euro und im 

Jahr 2020 rund 9,1 Mio. Euro. Er umfasst insbesondere Kosten für IT-Dienstleistungen 

und Sachkosten für Soft-/Hardware Aufwand, da die Ausgestaltung der elektronischen 

Mitteilung die Entwicklung eines gesonderten IT-Verfahrens erfordert. Die Steuergestal-

tungen sind dem BZSt nach amtlich vorgeschriebenen Datensatz über eine amtlich be-

stimmte Schnittstelle zu übermitteln. Die Bundesregierung plant für die Annahme bzw. 

Auswertung der Mitteilungen den Einsatz von künstlicher Intelligenz. So soll das einzu-

richtende IT-Verfahren in der Lage sein, die Kerninformationen der jeweiligen Mitteilungen 

zu erkennen und diese für die Auswertung nutzbar zu machen. Weiterer IT-

Entwicklungsbedarf entsteht beim BZSt angesichts der Rolle als Verbindungsbüro für den 

Bereich des internationalen Informationsaustausches; gemäß der Richtlinie sind die mit-

gliedstaatlichen Behörden verpflichtet, die Mitteilungen in englischer Sprache in das Zent-

ralverzeichnis der EU einzustellen. Daneben sind die von anderen Mitgliedstaaten in das 

Zentralverzeichnis eingestellten Mitteilungen unter risikoorientierten Gesichtspunkten 

auszuwerten und ggfs. weiter zu bearbeiten.

Der jährliche Erfüllungsaufwand entsteht insbesondere in Form von Personalaufwand 

im Zusammenhang für die Bearbeitung und Auswertung der eingehenden Mitteilungen. 

Aufgrund der weitgefassten Mitteilungspflichten wird für die Schätzung nachvollziehbar-

erweise von einer Fallzahl an Meldungen im mindestens mittleren fünfstelligen Bereich 

ausgegangen (55.000). Im BZST wird für die Mitteilungen eine neue Einheit geschaffen. 

Mitteilungen zu grenzüberschreitenden Steuergestaltungen können grundsätzlich auch für 

den Bereich der Zollverwaltung eingehen. Der GZD werden die sie betreffenden Meldun-

gen durch das BZSt weitergeleitet. Es wird nur mit einer geringen Anzahl gerechnet (jähr-
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licher Aufwand von rund 600.000 Euro). Laufender Aufwand entsteht auch beim BMF im 

Zusammenhang mit der Begleitung des Aufbaus der neuen Einheit beim BZSt, die rechtli-

che und rechtspolitische Bewertung der vorgelegten Auswertungen, fachaufsichtsrechtli-

che Maßnahmen und Aufgaben sowie gegebenenfalls die Einleitung von Maßnahmen zur 

Vermeidung von Rechtsmissbräuchen. Daneben verursachen auch die Wartung und die 

weitere Anpassung der IT-Systeme laufenden Erfüllungsaufwand.

Da die Auswertung der eingegangenen Mitteilungen in Zusammenarbeit mit den Ländern 

erfolgen soll (§ 138j AO-E), kritisiert der NKR, dass der laufende sowie einmalige Erfül-

lungsaufwand der Länder nicht quantitativ dargestellt ist. Die nutzerbezogene Informati-

on des BZSt über das Vorliegen einer grenzüberschreitenden Steuergestaltung gegen-

über den Landesfinanzbehörden sowie eine eventuelle Weiterleitung der von anderen 

Mitgliedstaaten erhaltenen Informationen an die zuständige Landesfinanzbehörde führt 

auch zur Anpassung der IT-Verfahren auf Seiten der Länder. Auch dieser Aufwand ist – 

sofern oberhalb der Geringfügigkeitsschwelle – im Rahmen der noch ausstehenden 

Schätzung durch das BMF nachzureichen.

II.3. Umsetzung von EU-Recht

Mit dem Gesetzentwurf soll die Richtlinie (EU) 2018/822 des Rates der Europäischen 

Union vom 25. Mai 2018 zur Änderung der Richtlinie 2011/16/EU bezüglich des ver-

pflichtenden automatischen Informationsaustauschs im Bereich der Besteuerung über 

meldepflichtige grenzüberschreitende Modelle in nationales Recht umgesetzt werden. 

Dem NKR liegen keine Anhaltspunkte dafür vor, dass mit dem Vorhaben über eine 1:1 

Umsetzung hinausgegangen wird.

II.5. Evaluierung

Der Gesetzentwurf nimmt auf das Verfahren auf EU-Ebene Bezug: Danach soll gem. 

Artikel 27 Abs. 1 f. der Richtlinie 2011/16/EU in der Fassung der Änderung durch Artikel 1 

Nummer 7 der Richtlinie (EU) 2018/822 die Kommission dem Europäischen Parlament 

und dem Rat alle fünf Jahre nach dem 1. Januar 2013 einen Bericht über die Anwendung 

dieser Richtlinie vorlegen. Zugleich sind die Mitgliedstaaten und die Kommission verpflich-

tet, die Relevanz der Kennzeichen im Sinne des neuen § 138e AO alle zwei Jahre nach 

dem 1. Juli 2020 zu bewerten. Dementsprechend wird die Bundesregierung die Überprü-

fung vornehmen. Die Kommission legt dem Rat darüber einen Bericht vor.

Im Rahmen der Evaluierung bzw. des Beitrags der Bundesregierung sollte überprüft 

werden, ob das Ziel, grenzüberschreitende Steuervermeidungspraktiken und Gewinnver-

lagerungen zeitnah zu identifizieren und zu verringern, um die Erosion des deutschen 

Steuersubstrats zu verhindern, mit dem Vorhaben erreicht wird. Dabei sollten neben der
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Relevanz der Kennzeichen weitere Indikatoren festgelegt werden. Als Datengrundlage 

stehen insbesondere die Auswertungen der Mitteilungen an das Bundeszentralamt für 

Steuern zur Verfügung.

II.6. KMU-Test

Die zugrunde liegende Richtlinie gilt ausnahmslos für die Intermediäre und Nutzer einer 

grenzüberschreitenden Steuergestaltung, unabhängig von ihrer Größe und Struktur. Aus 

Sicht des Ressorts dürfte die Mitteilungspflicht für kleine und mittlere Unternehmen eher 

selten einschlägig sein, da sie – sowohl als Nutzer als auch als Intermediär – seltener als 

große Unternehmen grenzüberschreitende Steuergestaltungen verwirklichen. Dies ist aus 

Sicht des NKR nachvollziehbar. Überdies sind im Rahmen einer richtlinienkonformen 

Umsetzung keine Sonderregelungen für KMU vorgesehen.

II.7. Sonstige Prüfpunkte

Der Gesetzentwurf dient der Umsetzung von EU-Recht. Dies entbindet das federführende 

Ressort jedoch nicht von der Plicht zu einer angemessenen und frühzeitigen Beteiligung 

der übrigen Bundesministerien und des NKR sowie von Ländern, kommunalen Spitzen-

verbänden, Fachkreisen und Verbänden. Die Gemeinsame Geschäftsordnung der Bun-

desministerien (GGO) sieht vor, die Beteiligung der Länder und Verbände „möglichst 

frühzeitig“ einzuleiten (§ 47 Abs. 1 GGO).

Insbesondere bei Verbänden ist diese Vorgabe der GGO aus Sicht des NKR nicht einge-

halten worden: Der Gesetzentwurf wurde am Donnerstag, dem 26. September mit einer 

Frist zur Stellungnahme bis zum darauf folgenden Montag verschickt, mithin weniger als 

zwei Wochen vor der geplanten Verabschiedung durch die Bundesregierung in der Kabi-

nettsitzung. Dies stellt keine frühzeitige Beteiligung dar.

Derart kurzfristige Abstimmungsprozesse traten zuletzt aus Sicht des NKR gehäuft auf. 

Ein ausreichender zeitlicher Vorlauf ist für eine Prüfung möglicher Regelungsalternativen 

innerhalb des gesetzgeberischen (Umsetzungs-) Spielraums sowie auch mit Blick auf eine 

umfassende Würdigung der Gesetzesfolgen notwendig. Die Vorgehensweise bei diesem 

Vorhaben entspricht daher aus Sicht des NKR nicht den Prinzipien der besseren Recht-

setzung.

III. Ergebnis

Der Nationale Normenkontrollrat (NKR) erhebt Einwände gegen die Darstellung der 

Gesetzesfolgen in diesem Regelungsvorhaben.
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Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat den entstehenden Erfüllungsaufwand nur 

teilweise beziffert. Gerade bei einer EU-Umsetzung sollte es der Bundesregierung mög-

lich sein, frühzeitig die Folgen abzuschätzen. Es fehlt jedoch insbesondere eine umfas-

sende Schätzung des Erfüllungsaufwands für die Wirtschaft. Dies ist besonders proble-

matisch, da aus Sicht des NKR für die Wirtschaft mit einem überaus hohen Erfüllungs-

aufwand zu rechnen ist. Daher entspricht der Regelungsentwurf nicht den Anforderungen 

einer Gesetzesvorlage an die Bundesregierung.

Der NKR hat mit dem BMF jedoch Einvernehmen darüber hergestellt, dass der Erfül-

lungsaufwand der Wirtschaft bis zum Beginn der parlamentarischen Beratungen 

(vss. 45. KW 2019) umfassend geschätzt und das Ergebnis den zuständigen Ausschüs-

sen und dem NKR übermittelt wird.

Des Weiteren sieht der NKR bei diesem Gesetzesvorhaben erneut nicht die zeitlichen 

Maßgaben gewahrt, die für die Beteiligung innerhalb der Bundesregierung sowie von 

Ländern, kommunalen Spitzenverbänden, Fachkreisen und Verbänden in der Gemeinsa-

men Geschäftsordnung der Bundesministerien vorgesehen sind. Eine angemessene und 

frühzeitige Beteiligung ist auch mit Blick auf eine umfassende Würdigung der Gesetzes-

folgen notwendig. Eine Beteiligung binnen weniger Tage ist nicht ausreichend.

Derart kurzfristige Abstimmungsprozesse traten zuletzt gehäuft auf. Die Vorgehensweise 

des BMF entspricht bei diesem Vorhaben aus Sicht des NKR nicht den Prinzipien der 

besseren Rechtsetzung sowie nicht den Vorgaben des NKR-Gesetzes.

Dr. Ludewig Schleyer 

Vorsitzender Berichterstatter
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